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rechtlichen Grundsätzen geltend gemacht werden können, 
weil der Mietwert der Wohnung durch Baumaßnahmen er­
höht wurde, die aus gemeinschaftlichen Mitteln der Ehegat­
ten finanziert wurden und zu deren Erstattung der Vermie­
ter nicht verpflichtet ist.11 Dies gilt sinngemäß, auch für sol­
che Ansprüche der geschiedenen Ehegatten gegenüber dem 
Vermieter, die nach §§ 356 -f. ZGB zu beurteilen sind, soweit 
auch nach Ehescheidung einem Ehegatten die Weitemutzung 
der Vorteile verbleibt.11 12

Forderungen von geschiedenen Ehegatten wegen Leistun­
gen, die während der Ehe erbracht wurden und aus dem 
gemeinschaftlichen ehelichen Eigentum finanziert worden 
sind, können diese nur gemeinsam geltend machen, soweit 
noch keine Vermögensauseinandersetzung erfolgt ist.13 Al­
lerdings können auch von einem geschiedenen Ehegatten 
Ansprüche gegenüber Dritten mit der Maßgabe erhoben wer­
den, daß die Zahlung an beide zu erfolgen hat.14 Es ist nicht 
möglich, derartige Zahlungsansprüche eines geschiedenen 
Ehegatten z. B. wegen Leistungen am schwiegerelterlichen 
Grundstück — nach Ermittlung des materiellen Vorteils — 
zu halbieren, um auf diese Weise, noch dazu ohne Mitwir­
kung des anderen geschiedenen Ehegatten, die Vermögens­
gemeinschaft aufzulösen.15 16

Ansprüche auf Herausgabe von unberechtigt erlangten 
Leistungen bei Errichtung von Baulichkeiten 
auf vertraglich genutzten Bodenflächen

Die Möglichkeit, auf vertraglich genutzten Bodenflächen Wo­
chenendhäuser und andere Baulichkeiten zu errichten, die 
unabhängig vom Eigentum am Boden Eigentum des Nut­
zungsberechtigten sind, soweit nichts anderes vereinbart ist 
(§ 296 Abs. 1 ZGB), hat sich in der Praxis bewährt. Dies gilt 
ebenso für die Bestimmung des § 5 Abs. 1 EGZGB, wonach 
unter den dort genannten Voraussetzungen sich auch das 
Eigentum an den Baulichkeiten, die vor Inkrafttreten des 
ZGB in Ausübung eines vertraglich vereinbarten Nutzungs­
rechts auf einer Bodenfläche errichtet worden sind, nach dem 
ZGB bestimmt.

Nicht selten ergeben sich Ansprüche auf Herausgabe von 
unberechtigt erlangten Leistungen aus dem Umstand, daß 
bei der Begründung von Nutzungsverhältnissen an Boden­
flächen, bei der Errichtung von Baulichkeiten und bei deren 
Veräußerung die geltenden Rechtsvorschriften nicht exakt 
beachtet worden waren und deshalb andere Rechtsfolgen 
für die Betreffenden entstanden sind als beabsichtigt. So ist 
nur derjenige der Eigentümer einer von ihm vor Inkrafttreten 
des ZGB auf einer vertraglich genutzten Bodenfläche errich­
teten Baulichkeit, die fest mit dem Boden verbunden ist, ge­
worden, wenn die Baulichkeit in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften und mit Zustimmung des Grundstücks­
eigentümers errichtet worden ist. Liegen diese Vorausset­
zungen nicht vor, weil z. B. die erforderliche staatliche Ge­
nehmigung15 nicht erteilt wurde, ist der Eigentümer der Bo­
denfläche auch der Eigentümer der Baulichkeit geblieben.17

Bei Beendigung des vertraglichen Nutzungsrechts über 
die Bodenfläche steht dem Nutzungsberechtigten gegenüber 
dem Grundstückseigentümer für die Baulichkeit lediglich ein 
Anspruch auf Wertersatz gemäß § 356 Abs. 2 ZGB zu, weil 
die Baulichkeit wesentlicher Bestandteil des Grundstücks ge­
worden ist (§§ 467 Abs. 2, 295 Abs. 1 ZGB). Zur Bemessung 
der Höhe des Wertersatzes hat das Oberste Gericht bereits 
vor Inkrafttreten des ZGB entschieden, daß sich dieser nicht 
nach dem Zeitwert der - Einbauten bemißt, sondern danach, 
inwieweit der Eigentümer des Grundstücks in der Lage ist, 
daraus Vorteile zu ziehen. Dabei kann es auch Fälle geben, 
in denen der auszugleichende Vorteil den Zeitwert der Ein-' 
bauten erreicht.18 Diese Rechtsauffassung hat das Oberste 
Gericht auf der Grundlage des ZGB ausgebaut.19 Danach 
liegt ein materieller Vorteil in Fällen dieser Art auch dann 
vor, wenn der Grundstückseigentümer die Baulichkeit selbst 
nutzt oder infolge der Bebauung entweder von einem Nach­
nutzer ein höheres Entgelt bzw. bei einem Verkauf einen 
höheren Kaufpreis erzielt oder erzielen könnte. Hingegen 
hat der Nutzungsberechtigte einer Bodenfläche bei Beendi­
gung des Nutzungsverhältnisses keinen Anspruch auf Wert­
ersatz für ein von ihm ohne Genehmigung errichtetes Bau­
werk, wenn der Grundstückseigentümer berechtigt verlangt, 
daß die Baulichkeit entfernt wird.20 Das ist z. B. dann der 
Fall, wenn die Baulichkeit nicht in Übereinstimmung mit 
den dafür geltenden Rechtsvorschriften und ohne Zustim­
mung des Grundstückseigentümers auf der vertraglich über­
lassenen Bodenfläche errichtet wurde (§§ 33 Abs. 1, 314 Abs. 5 
ZGB).

Die Begründung eines selbständigen Eigentumsrechts an 
einer Baulichkeit gemäß § 296 Abs. 1 ZGB, die auf einer

vertraglich genutzten Bodenfläche errichtet wurde, setzt nach 
§§ 312 Abs. 1, 313 Abs. 2 ZGB einen schriftlichen Nutzungs­
vertrag zwischen dem Nutzungsberechtigten der Bodenfläche 
und dem Grundstückseigentümer voraus. Lediglich münd­
lich getroffene Absprachen sind nichtig (§ 66 Abs. 2 ZGB). 
Hieraus folgt, daß ohne schriftlichen Nutzungsvertrag eine 
auf der überlassenen Bodenfläche errichtete Baulichkeit mit 
ihrer Errichtung in das Eigentum des Grundstückseigentü­
mers übergeht (§ 295 Abs. 1 ZGB). An Bodenflächen, die in 
die LPG eingebracht worden sind, hat die Genossenschaft 
nach § 18 Abs. 1 LPG-G ein umfassendes und dauerndes Nut­
zungsrecht. Daraus ergibt sich zugleich, daß Nutzungsver­
träge des Bodeneigentümers über derartige Flächen, die 
ohne Mitwirkung der Genossenschaft abgeschlossen wurden, 
nichtig sind und auf diesen Bodenflächen errichtete Baulich­
keiten ebenfalls mit ihrer Errichtung in das Eigentum des 
Grundstückseigentümers übergehen.21 In diesen Fällen wären 
Ansprüche auf Wertersatz nach § 356 Abs. 2 ZGB gegenüber 
dem jeweiligen Grundstückseigentümer gegeben, falls dieser 
einen materiellen Vorteil realisiert.

Von Ansprüchen auf Herausgabe unberechtigt erlangter 
Leistungen, die aus nichtigen oder überhaupt fehlenden Nut­
zungsverträgen resultieren und sich daraus ergeben, daß auf 
den jeweiligen Bodenflächen errichtete Baulichkeiten mit 
ihrer Errichtung in das Eigentum des Grundstückseigentü­
mers übergegangen sind (§ 295 Abs. 1 ZGB), ist zu unter­
scheiden das Recht eines Nutzungsberechtigten, im Fall der 
Beendigung des Nutzungs Vertrages wegen dringenden Eigen­
bedarfs vom Überlassenden den käuflichen Erwerb der Bau­
lichkeit und der Anpflanzungen verlangen zu können (§ 314 
Abs. 6 ZGB). Hier kommt es nicht auf die Ermittlung des 
materiellen Vorteils des Grundstückseigentümers an, son­
dern es ist der Kaufpreis festzustellen, der ebenso hoch wie 
der Zeitwert der Baulichkeiten bzw. der Anpflanzungen sein 
kann. Dabei bedarf der Verkauf von Baulichkeiten auf ver­
traglich genutzten Flächen, der wie ein Verkauf einer be­
weglichen Sache zu behandeln ist, keiner preisrechtlichen 
Genehmigung. Zu beachten ist allerdings, daß innerhalb von 
Anlagen des VKSK zur Ermittlung des Kaufpreises aus­
schließlich die vom VKSK beschlossene Schätzungsrichtlinie 
anzuwenden ist.22 23

Aus dem Recht des Nutzers einer Bodenfläche, bei Be­
endigung des Nutzungsvertrages wegen dringenden Eigen­
bedarfs vom Grundstückseigentümer den Kauf der vertrags­
gemäß auf der Bodenfläche errichteten Baulichkeit fordern 
zu können, folgt zugleich auch die Verpflichtung zum Ver­
kauf der Baulichkeit an den Grundstückseigentümer oder 
einen nachfolgenden Nutzungsberechtigten bzw. zur Räu­
mung der Bodenfläche, wenn das Nutzungsverhältnis aus 
in der Person des Nutzers liegenden Gründen beendet wird.2? 
Mit der Aufgabe des Nutzungsrechts an der Bodenfläche 
geht jedoch nicht kraft Gesetzes das Eigentum an der Bau­
lichkeit in' das Eigentum des Bodeneigentümers über.
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